ANLAGE 5

Stand: 30.08.2007
Entwurf

Vertrag

Zwischen 

der Stiftung Zollverein, Essen,

vertreten durch den Vorstand,

- im Folgenden Stiftung genannt -

und

dem Landschaftsverband Rheinland,

vertreten durch den Landesdirektor Udo Molsberger und
den Ersten Landesrat Harry Voigtsberger,

- im Folgenden LVR genannt –

wird folgender Vertrag geschlossen:

§ 1

Zuwendungen des LVR
In Erfüllung Ihrer Verpflichtung gemäß Ziffer 4 des Stiftungsgeschäfts der Stiftung Ruhrmuseum vom…...gewährt der LVR der Stiftung Zollverein zum Zwecke der Förderung der regionalen Kunst und Kultur sowie der Bildung und Wissenschaft eine jährliche Zuwendung mit dem Ziel, der Allgemeinheit insbesondere durch Präsentation der Sammlungsstücke des RuhrMuseums die kulturhistorische Entwicklung des Ruhrgebiets näher zu bringen.

§ 2

Höhe der Zuwendungen

( 1 )
Die Zuwendung des LVR zielt darauf ab, den laufenden Betrieb des RuhrMuseums und des Besucherzentrums am Standort Zollverein mit zu ermöglichen.

( 2 )
Die Höhe der jährlichen Zuwendung beträgt maximal bis zu 2,0 Mio. €, davon entfallen höchstens 1,850 Mio € auf das RuhrMuseum und höchstens 0,150 Mio € auf das Besucherzentrum. 
( 3 )
Die Zuwendungen sind Bestandteil des von der Stiftung Zollverein jährlich aufzustellenden Wirtschaftsplans und sind jährlich vom Landschaftsausschuss des LVR zu beschließen.
§  3
Zahlungsweise

( 1 )
Die Zuwendung für den Betrieb des RuhrMuseums wird ab Errichtung der Stiftung Ruhrmuseum entsprechend den Regelungen in § 2 Absatz 2 dieses Vertrages als Vorausleistung in monatlich gleich hohen Teilbeträgen jeweils bis zum dritten Kalendertag eines jeden Monats ausgezahlt. In der Zeit zwischen der Errichtung der Stiftung und dem Beginn des Betriebs des RuhrMuseums wird die Zuwendung anteilig für das jeweils übergeleitete Personal sowie eventuell anfallende Sachkosten gezahlt. Die Endabrechnung des Betriebskostenzuschusses erfolgt auf Basis des handelsrechtlichen Jahresabschlusses der Stiftung Ruhrmuseum, der im ersten Quartal des Folgejahres dem LVR kenntlich zu machen ist.
( 2 )
Die Zuwendungen für den Betrieb des Besucherzentrums werden entsprechend den Regelungen in § 2 Absatz 2 dieses Vertrages halbjährlich als Vorausleistungen in zwei gleich großen Beträgen jeweils zum 3. Januar und 3. Juli eines Jahres gezahlt. Die Endabrechnung des Betriebskostenzuschusses erfolgt auf Basis des handelsrechtlichen Jahresabschlusses der Stiftung Zollverein, der im ersten Quartal des Folgejahres dem LVR kenntlich zu machen ist.
( 3 ) 
Die Höhe der jährlichen Vorausleistungen für den Betrieb des RuhrMuseums und des Besucherzentrums ergeben sich auf der Grundlage der prognostizierten Betriebskostenunterdeckungen gemäß den Wirtschaftsplänen für das betreffende Geschäftsjahr der Stiftung Ruhrmuseum und der Stiftung Zollverein unter Berücksichtigung der Regelungen in § 2 Absatz 2 dieses Vertrages.
§  4
Verwendung der Zuwendungen

Die Stiftung Zollverein wird die erhaltenen Zuwendungen entsprechend ihrer satzungsmäßigen Ausrichtung ausschließlich zum Betrieb des RuhrMuseums und des Besucherzentrums unter Beachtung der Regelungen in § 2 Absatz 2 dieses Vertrages verwenden. Die ordnungsgemäße und zweckbestimmte Verwendung der Zuwendungen wird die Stiftung Zollverein im Rahmen ihrer Rechnungslegung sowie der Rechnungslegung der Stiftung Ruhrmuseum dokumentieren.

§  5
Prüfungsrecht des LVR
Dem Rechnungsprüfungsamt des LVR wird das Recht eingeräumt, eine Kassen-, Buch- und Betriebsprüfung bei der Stiftung Zollverein vorzunehmen. Der Prüfungsbericht ist dem Kuratorium der Stiftung Zollverein zur Kenntnis zu bringen.

§  6
Beendigung des Vertrages

Dieser Vertrag endet,

· wenn die Stiftung Zollverein nicht mehr Trägerin der Stiftung Ruhrmuseum ist,

· bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke der Stiftung Zollverein,

· bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung Zollverein.
Jede der Vertragsparteien ist bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zur außerordentlichen fristlosen Kündigung berechtigt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn eine der Vertragsparteien oder der anderen Stifter bzw. Zustifter ihren vertragliche Pflichten in grober Weise verletzt. die Kündigung hat schriftlich unter Angabe des Grundes zu erfolgen.
§ 7
Schlussbestimmungen

( 1 )
Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Das Schriftformerfordernis kann nur durch schriftliche Vereinbarung abbedungen werden.

( 2 )
Eine etwaige Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages lässt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Die Vertragspartner verpflichten sich, die unwirksame Bestimmung durch eine solche wirksame Bestimmung zu ersetzen, die der unwirksamen nach Sinn und Zweck möglichst nahe kommt.

( 3 )
Von diesem Vertrag hat jede Partei eine Ausfertigung erhalten und bestätigt dies durch ihre Unterschrift.

§ 8
Gerichtsstand
Gerichtsstand ist Essen.

Essen, den 


Köln, den

Für die Stiftung


Für den Landschaftsverband Rheinland
Der Vorstand


Landesdirektor

Erster Landesrat
